Der folgende Text stammt nicht aus der Feder der Göttin- 
ger Szene, sondern ist ein Redebeitrag, der Anfang Juni 
in Köln auf dem "Kongreß Radikale Linke" von Frau Hamide 
Scheer gehalten wurde. 

Wir wollten ihn in Göttingen veröffentlichen,weil er auch 
persönlich ist, parteiisch aus der Sicht einer auslän- 
dischen linken Frau, deren Geschichte nicht erst hier 
im deutschen Kaltland beginnt, sondern bereits unter här- 
testen Bedingungen in ihrem Heimatland. 

Hamide Scheer stellt außerdem Fragen, die uns weiße/deut- 
sche Linke sehr viel angehen. Sie zeigt auf die Ignoranz, 

auch auf die eigene Überheblichkeit als deutsche Linke, 

die sich klug theoretisch über Sexismus, Internationalis- 

mus, Nationalismis, Eurozentrismus, Rassismus (und wie 
sie alle heißen) auseinandersetzt, aber jahrelang z.B. 
die Situation der inzwischen 5 Millionen MigrantInnen 
allein in der BRD ignoriert. Sicherlich gilt das nicht 
für alle Linken und offenen Menschen. 

Es sei hier erinnert an die verschiedenen Flüchtlingsini- 
tiativen zu Beginn der 80er Jahre, die von konkreten (Be- 
ratungs-)hilfen über V. von Abschiebungen 
bis hin zu militanten Angriffen auf zuständige Behörden 
und Verantwortliche reichten. Auch hier in Göttingen gab 
es z.B. erfolgreiche Initiativen gegen Lebensmittelkarten 
für Flüchtlinge und Aktionen gegen drohende Abschiebun- 
gen. In diesem Sinne soll der Abdruck des Textes ein 
kleines Stück zum Widerstand gegen die menschenverachten- 
de Politik hier und anderswo beitragen. 


Leute aus dem Info-Laden Göttingen 


Redebeitrag von 
Hamide Scheer 


Ich bin Hamide Scheer aus der Türkei und sitze hier mit 
gemischten Gefühlen. 

Einerseits bin ich hier, weil ich solidarisch bin, mit 
allen, die sich jetzt gegen das. neue Großdeutschland und 
die Annektion der DDR wehren. 

Andererseits möchte ich Euch dazu etwas sagen aus meiner 
Sicht als türkische Frau. - Deshalb möchte ich Euch vor- 
weg an meinem eigenen Werdegang kurz zeigen, welchen lan- 
gen Weg viele ausländische Frauen schon hinter sich ha- 
ben, bevor Ihr hier mit ihnen zu tun bekomt. 


Bei uns sagen die Großmütter: "Wenn ein Mädchen auf die 
Welt kommt, zittert und weint das Dach des Hauses." 

Sie wissen, was viele Mädchen und Frauen auf dieser Welt 
erwartet. 


Weil meine Eltern die Geldstrafe nicht bezahlen wollten, 
durfte ich die fünf Pflichtjahre der Grundschule be- 
suchen. Danach - ich war gerade elf - mußte ich harte 
Arbeit verrichten, wie andere Frauen auch. Mit 14 immi- 
grierte ich in die Großstadt Istanbul. Zwei Jahre später 
wurde ich verlobt, ein Jahr darauf‘ zwangsverheiratet. 
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Nachdem ich mein erstes Kind geboren hatte, folgte ich 
mit 19 meinem Ehemann als "Gastarbeiterin" in die Bundes- 
republik. Später heiratete ich noch einmal - diesmal ei- 
nen bundesdeutschen Mann. 


Meine beiden Ehen, die Geburt von drei Kindern, die Ar- 
beit in diversen Fabriken, dann ein Studium und Aktivität 
in Frauengruppen und linken Gruppen haben mein politi- 
sches und soziales Bewußtsein geprägt. Darüber hinaus 
hatte ich die Möglichkeit, durch meine zweite Ehe den 
Schein der sogenannten "emanzipierten Gesellschaft" der 
Bundesrepublik besser zu durchschauen. 

Soweit dazu! 


JA — WAS GEHT MICH DIESES DEUTSCHLAND 
ÜBERHAUPT AN ? 


In den letzten Wochen habe ich nun immer wieder folgende 
Erfahrung gemacht: 

Wenn ich eine Deutsche frage: "Kommst du mit mir zur Demo 
gegen das Ausländergesetz?" - bekomme ich zur Äntwort: 
"Nein!" 

Frage ich eine sogenannte Ausländerin: Kommst du mit zur 
Demo gegen die Wiedervereinigung?" - bekomme ich zur Ant- 
wort: "Nein!" 

Die eine fragt: "Was geht mich das Ausländergesetz an?" 
- Die andere fragt: "Was geht mich Deutschland an?" 


Ja - was geht mich dieses Deutschland überhaupt an? 


Erstens: Ich lebe hier und will mir als Ausländerin nicht 
politisch den Mund verbieten lassen. Und zweitens: Selbst 
wenn ich abhauen würde - die Auswirkungen des neuen Groß- 
deutschland würden mich überall einholen. 

Ich stelle die Frage: Warum gibt es keine Verknüpfung 
des Protestes gegen die Wiedervereinigung und des Wider- 
standes gegen das Ausländergesetz? Ist das jeweils eine 
andere Basis, die da protestiert? - Weil aus den Kreisen, 
die sich hier auf‘ dem Kongreß tummeln, zum Problem des 
aktuellen Rassismus und zu diesem Gesetz bisher noch we- 
nig zu hören war, nehme ich mir die Freiheit, über dieses 
Gesetz hier und jetzt ein wenig Nachhilfe zu erteilen! 


Ich zitiere: 

"Wir scheuen uns auch nicht, daran zu erinnnern, daß das 
von der Präambel des Grundgesetzes als Verpflichtung auf- 
gegebene Ziel der Wiedervereinigung durch die prak- 
tizierte Ausländerpolitik aufs schwerste gefährdet werden 
könnte. Wie soll Widervereinigung möglich bleiben, wenn 
sich die Teilgebiete ethnisch fremd werden?" 

- Zitatende 

Das Zitat stammt aus dem 1982 von 11 reaktionären Wissen- 
schaftlern veröffentlichten "Heidelberger Manifest". 


Damals galt dieses Heidelberger Manifest noch als rechts- 
außen. Heute ist das hinter diesem Satz stehende Denken 
bereits offensichtliche Strategie der Bundesregierung 
mit dem neuen Ausländergesetz. 

Das derzeit noch geltende Ausländergesetz von 1%5 steht 
in der nationalsozialistischen Tradition der deutschen 
Ausländer- Polizeiverordnung von 1938. Eben dies Gesetz 
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von 1965 ist jetzt verschärft worden, und zwar ganz ein- 
deutig, um eine sogenannte "Wiedervereinigung" zu er- 
leichtern. 


Das Ausländergesetz ist rassistisch, nationalistisch, 
eurozentristisch, sexistisch und kriminalisiert alle so- 
genannten Nicht-Deutschen, also Menschen, die nicht über 
die deutsche Staatsbürgerschaft verfügen. 


Der deutsche Staat sortiert Menschen in verschiedene 
Gruppen. Die Menschen mit der höchsten Verwertbarkeit 
werden als die konstruiert, die den meisten Wert und 
damit die meisten Rechte haben. An erster Stelle in die- 
ser Hierarchie steht der deutsche Mann und hinter ihm 
die europäische Frau, soweit sie ihm weiß genug er- 
scheint. Darunter stehen außereuropäische Männer, die 
nicht aus den Kapitalmetropolen kommen, also aus der sog. 
"3.Welt", auf einer noch niedrigeren Stufe - bzw. die 
Frauen immer jeweils eine halbe Treppe tiefer. In dieser 
Hierarchie stehen die Asylbewerber ganz unten. 


Seit über 10 Jahren steht ganz oben auf‘ der politischen 
Wunschliste der jeweiligen Regierungen ein neues Auslän- 
dergesetz, das jedoch trotz zahlreicher Entwürfe (die 
fast immer der gleiche Entwurf waren) bisher nicht durch- 
gesetzt werden konnten, weil relevante Eirwände seitens 
der gesellschaftlichen bzw.. politischen Opposition laut 
wurden - aus Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsverbän- 
den, den Grünen und ganz beschränkt der SPD, seitdem sie 
sich in der Opposition befindet. 

Jetzt jedoch, im Zuge der Errichtung des deutsch-deut- 
schen Europas, jetzt, wo an der Stelle der alten Mauer 
Blumen gesät werden, steigt die Bereitschaft der Oppo- 
sition, an der neuen Mauer -— dem Ausländergesetz - mitzu- 
bauen. Denn die neue Mauer wird sicherstellen, daß der 
europäische Club sich gegen alle, die von außerhalb kom- 
men und sich nicht im Sinne seiner politischen, kultu- 
rellen und Kapital-Interessen verwerten lassen, ab- 
schotten kann. Und in seiner Vorreiterfunktion als Gren- 
zenabstecker entscheidet mal wieder Deutschland über 
alles. 


Ich zitiere aus dem Begründungsteil des neuen Ausländer- 
gesetzes: 

"Auch ist die Integrationskraft der Bundesrepublik 
Deutschland nicht unerschöpflich. Eine auch noch in Zu- 
kunftt und auf’ Dauer sich ständig erneuernde Integrations- 
last würde diese überfordern. Für die Bundesrepublik 
Deutschland bestehen ohnehin umfangreiche anderweitige 
Aufnahmeverpflichtungen, die der Regelung des allgemei- 
nen Ausländerrechts vorgegeben sind und deren faktische 
Erfüllbarkeit nicht durch die Zuwanderung weiterer Aus- 
länder aus Nicht-EG-Staaten beeinträchtigt werden darf‘. 


An erster Stelle zu nennen ist die Verpflichtung zur Auf- 
nahme von Deutschen." ® 
- (Zitatende.) 


Die Eintrittskarte in die BRD für Menschen, die nicht 
im Besitz eines deutschen Passes sind (oder eine SS-Vor- 
“ fahrenschaft nachweisen können), ist der Stempel "taug- 
lich für Kapital und Politik". Dementsprechend "werden 
die nach herrschender völkisch-rassistischer Staatsbür- 


gerdefinition zu "Ausländern" erklärten Menschen nach 


bundesdeutschen Interessen sortiert, damit der Staat 
besser und flexibler über sie verfügen kann. 


Indem das neue Ausländergesetz die Aufentaltstitel noch 
mehr differenziert, schafft sich die Bundesregierung eine 
gesetzliche Grundlage dafür, Ausländer je nach Bedarf 
zu heuern und zu feuern. Besonders deutlich wird das an 
dem neu geschaffenen Status "Aufenthaltsbewilligung", 
der zweckgebunden ist und auf höchstens zwei Jahre er- 
teilt wird. Darüber hinaus können die so geschaffenen 
ausländischen SaisonarbeiterInnen beliebig räumlichen 
und zeitlichen Beschränkungen unterworfen werden und auf 
bestimmte Branchen festgelegt werden. Diese Idee tauchte 


zunächst im Programm der Republikaner auf und wurde, wie’ 


so vieles, später von der CDU/CSU/FDP-Regierung über- 
nommen! Der Status "Aufenthaltsbewilligung" ist eindeutig 
ein ZwangsarbeiterInnen-Status, der - sozusagen - nach 
. dem Kriterium "Blutszugehörigkeit" verliehen wird. Die 


FRAUEN WERDEN DANN TAUGLICH GESTEMPELT, 
WENN SIE SICH ALS POTENTIELL AUSBEUTBARE 
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Zwangsarbeit in Deutschland hat Tradition. Es ist sicher 
kein Zufall, daß gerade in dieser Zeit hierfür eine ge- 
setzliche Grundlage geschaffen wird. 


Frauen werden dann tauglich gestempelt, wenn sie sich 
als potentiell ausbeutbare und rechtlose Billiglohn-Ar- 
beiterinnen präsentieren oder wenn sie bereit sind, als 
Ehefrauen die von der bundesdeutschen Wirtschaft ver- 
nutzten männlichen Arbeitskräfte zu pflegen. 

Verweigern Frauen diese für sie vorgesehenen Funktionen, 
hat der bundesdeutsche Staat für sie keine Verwendung 
mehr, und sie dürfen hier nichts mehr zu suchen haben. 
Garantie dafür sollen die Paragraphen 17 und 19 des Aus- 
ländergesetz-Entwurfs bieten, die den Aufenthaltsstatus 
"nachziehender Familienangehöriger" an die sogenannte 
"Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft" und, in $19, 
der "ehelichen Lebensgemeinschaft" binden. 


Das ist es also - alle sollen sich in die soziale Ordnung 
der Bundesrepublik Deutschland einfügen. Die soziale Ord- 
nung oder vielmehr die asoziale Rangordnung weist mir 
als einer nichtdeutschen Frau einen Platz zu. Die hie- 
sigen kulturellen und politischen Wertvorstellungen 

sollen wir respektieren. Wie sehen die denn aus? Viel- 
leicht sollen wir uns statt Kindern Hunde anschaffen?! 


Wir sollen also respektieren, als - sogenannte - Unter- 
menschen behandelt zu werden und uns dabei auch noch ein 
politisches Widerstandsrecht dagegen faktisch verbieten 
zu lassen. Was sind das für "Werte"? So werden für einen 
Teil der Bevölkerung in der BRD faschistoide Verhältnisse 
eingeführt! 


Ich zitiere dazu wieder aus dem Ausländergesetz: 

a kann ein Ausländer ausgewiesen werden, ich Zitiere: 
-.. wenn sein Aufenthalt erhebliche Interessen der Bun- 
desrepublik Deutschland beeinträchtigt. Einem Ausländer 
kann weiterhin die politische Betätigung beschränkt oder 
untersagt werden, wenn er die politische Willensbildung 

in der Bundesrepublik beeinträchtigt oder gefährdet." 

Das ist ein faaktisches Politikverbot, sobald den Herr- 
schenden an unserem Verhalten etwas nicht in den Kram 
paßt. Das ganze ist außerdem so diffus formuliert, daß 
es sich ähnlich wie der Paragraph 129 a (Strafgesetzbuch) 
als gesetzliche Grundlage zu Fahndungstätigkeit, Schnüf- 
felei, Beschuldigungen und Bedrohungen schlimmster Art 
eignet. - Und bei der Heftigkeit, mit der die Herrschen- 
den zur Zeit die deutsche Einheit betreiben, wäre auch 
Widerstand von Leuten ohne deutschen Paß, der sich gegen 
Großdeutschland richtet, davon betroffen. Auch auf diese 
Weise dient also das neue Gesetz der Festschreibung die- 


ser Bdeutschen Vorherrschaft. 


Im Ausländergesetz wird sogar versucht, eine Begründungs- 
Ideologie zu bieten für die dort geforderte Spitzeltätig- 
keit durch im öffentlichen Dienst stehende Leute - falls 
jemand eine solche Ideologie für sein oder ihr schlechtes 
Gewissen brauchen kann. Ich zitiere aus Punkt 12 des Be- 
gründungsteils, Überschrift: "Ausweisung": 

"Die Ausweisung wird verschiedentlich als integrations- 
feindlich und den Aufrenthaltsstatus der Ausländer verun- 
sichernd kritisiert. Das Recht der Ausweisung ist indes- 
sen nicht nur ein unverzichtbares Mittel zum Schutz der 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland, sondern dient 
zugleich der rechtlichen Absicherung des Ausländern ge- 
währten Aufenthalts, indem es ihnen Klarheit über die 
möglichen Gründe der Auf’enthaltsbeendigung gibt. Dadurch 
wird es Ausländern möglich, ihren Aufenthalt im Bundesge- 
biet so zu gestalten, daß sie keinen Anlaß für eine Au- 
fenthaltsbeendigung bieten. 

Schon deshalb ist das Ausweisungsrecht nicht integrati- 
onsfeindlich, sondern eine - zumutbare - Grundlage der 
Integration." (Zitat-Ende) 


Das sind Frauen-Paragraphen! Denn Nachziehende sind zu 
95% Frauen. Und was Verkettung an die "eheliche Lebensge- 
meinschaftt" heißt, muß ich Euch hier wohl nicht erläu- 
tern. - Nur ein Satz: Eine solche Frau, die vor dem Ab- 
lauf von 4 Jahren in ein Frauenhaus flieht, riskiert, 
ausgewiesen zu werden. 

Dazu kommt, daß ein e i Aufrenthaltsstatus an 
Reichtum, 4-jährige Ehegemeinschaft, oder mindestens 
fünfjährige versicherte Erwerbstätigkeit gebunden ist 
(827). 

Auch dieser Paragraph richtet sich gegen die Frauen. Ein- 
mal aus den bisher schon beschriebenen Gründen, zum an- 
deren, weil sie meistens arm sind oder keinen Job mit 
Versicherung haben. 


Zusätzlich schafft sich der Staat mit den Paragraphen 
17 (Absatz 2) und 69 ein bevölkerungspolitisches Steu- 
erungsinstrument: Dort ist die Aufenthaltsgenehmigung 
an den Nachweis ausreichenden Wohnraums gebunden. Und 
da alle Kinder ab dem 6. Monat aufenthaltsgenehmigungs- 
pflichtig werden und ab dem 2. Lebensjahr der Wohnraum 
dazu kontrolliert wird, wird auch durch jedes neue Kind 
der Aufenthalt in Frage gestellt. Dadurch sollen die 
"nicht-deutschen" Frauen einer staatlich reglementierten 
Geburtenkontrolle unterworfen werden, und der Staat setzt 
dann die deutsche Volksmeinung durch, daß angeblich tür- 
kische Frauen Kinder gebären wie die Karnickel! 


Dazu kommt, daß es im Ausländergesetz heißt - ich zi- 
tiere: - 

"Den Ausländern obliegt es, sich in die rechtliche, so- 
ziale und wirtschaftliche Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland einzufügen, die hiesigen kulturellen und po- 
litischen "Wertvorstellungen zu respektieren und sich 
nicht -gegen ihre deutsche Umelt, in die sie freiwillig 
als Ausländer gekommen sind, zu verschließen. Auch darf‘ 
der Wille zur Bewahrung der überkommenen kulturellen 
Identität nicht als Vorwand für eine selbstisolierende, 
rein negative Abwehrhaltung gegen deutsche kulturelle 
Finflüsse dienen." 

(Zitatende aus dem Ausländergesetz.) 


Dieser Passus kann - neben seiner Funktion der Gewissens- 
Beruhigung für Denunzianten im öffentlichen Dienst - 
gegenüber den betroffenen Ausländern nur noch als Hohn 
verstanden werden, so etwa nach dem Motto: "Seid froh, 
wenn wir Euch klar daß Ihr hier - wenn t- 
dann nur auf Knien leben dürf't.' 


Aber es fehlt in dieser unsäglichen auch nicht 
“der Versuch, die Wirklichkeit ins glatte Gegenteil umzu- 
lügen. Ich zitiere weiter: 

"Weltof’fenheit und Liberalität der Ausländerpolitik be- 
deuten nicht den Verzicht auf‘ Zuzugsbeschränkungen, son- 
dern setzen diese notwendig voraus." (Zitat-Ende) 


So ist es also: Selektion und Ausgrenzung derjenigen, 
die hier leben wollen, wird frrech mit Weltoff’enheit und 
Liberalität gleichgesetzt. - Aber es kommt noch schlim- 
mer. Das nächste Zitat aus der gleichen Quelle kommen- 
tiere ich nicht, es spricht für sich selbst. Ich zitiere: 
"Aber auch zum Schutz der eigenen Interessen kann die 
Bundesrepublik Deutschland kein Zufluchtsstaat für Krimi- 
nelle sein." (Zitatende) ? 


Liebe Leute, soweit erstmal der konkrete Einblick ins 
neue Ausländergesetz. Es wirkt auch schon als neue Mau- 
er: ? 

Am 3.5. wurde in den Nachrichten verkündet, daß. die Zahl 
der AsylbewerberInnen in der BRD um ein Drittel zurück- 


WEISS ICH AM ENDE NICHT MEHR, WAS RASSISMUS IST ?! 


gegangen ist. laut Meldung liegt. die Anerkennungsquote 
nun bei 2 Prozent. Ä + 


Nun noch einige Anmerkungen zu der I'’rage, ob diese Aus- 
länder-Gesetzgebung rassistisch ist, und Zu einigen Ira- 
gen, die sich die l.inken in diesem Zusammenhang stellen 
sollten: - : 

Nur weil im Ausländergesetz nicht braun auf“ weiß steht: 


"Alle Nichtarier, die Sozialhilfe beziehen, raus!" - 
wird das Ausländergesetz von vielen deutschen Linken auf- 
atmend als "völkisch-national"”, vielleicht auch ein biß- 


chen "eurozentristisch" bezeichnet. "Rassistisch", so er- . 
klären mir diese "Ausländerfreunde" geduldig, sei es zu- 


mindest nicht. Als eine Ausländerin, die schwer von Be- 
sriff ist, habe ich diese Unterschiede wohl nicht richtig 
verstanden. Ich frage mich, was diese Unterscheidungen 
wohl beinhalten mögen. 


Weiß ich am Ende nicht mehr, was Rassismus ist ?! 


Folge ich dem Soziologen Albert Memmi, dann ist Rassis- 
mus eine Ideologie zur Rechtfertigung der politischen 
andere. Was ist es anderes, wenn die Bundesrepublik als 
eine moderne Art von Festung vor allem gegen arme oder 
politisch und sexistisch verfolgte nicht-europäische Aus- 
länderInnen ausgebaut wird? Ist es nicht eine rassisti- 
jr Sprache, wenn es im Ausländergesetz heißt, ich zi- 
iere: 

"Ausländer sind hinsichtlich der Einreise und des Aufent- 
halts im Bundesgebiet Deutschland weder nach dem Grund- 
ae noch nach dem Völkerrecht gleichgestellt." (Zitat- 
ende 


Am Vergleich: In den Nürnberger Rassengesetzen von 1931 
hieß es, ich zitiere: 

"Staatsbürger kann nur sein, wer deutschen Blutes ist 
(...). Wer nicht Staatsbürger. ist, soll nur als Gast in 
Deutschland leben können und muß unter Fremdengesetzge- 


Wenn wir in der aktuellen Situation sagen: "Nie wieder 
Deutschland", und uns gegen den neudeutschen Nationalis- 
mus wehren, so sprechen wir dabei ja auch gegen diese 


neudeutsche Linke, die sich jetzt schon wieder anschickt, - 


Scheiße für Gold zu verkaufen und alles, was da kommt, 
konstruktiv mitzugestalten. Auch sie gehört zu diesem 
neuen Großdeutschland! 


ODER MÖCHTE MAL WIEDER WER SAGEN: 
ICH HABE VON ALLEDEM NICHTS GEWUSST ? 


Wenn Ihr nun auf dieser Konferenz versucht, Euch auch 
gegen diese Teile der Linken abzugrenzen, so habt Ihr 
meiner Ansicht nach ganz schlechte Karten, wenn Ihr die 
Frage des neuen Rassismus nicht besser in den Blick be- 
kommt. 

Warum sind so wenige von Euch bei den bisherigen Abwehr- 
kämpfen gegen das Ausländergesetz zu sehen gewesen? Wo 
sind in Euren diversen Plenunstreffen die Diskussionen, 
was Ihr dagegen tun wollt? - Was diese Konferenz be- 
trifft, sehe ich bisher nichts, wo das direkt geplant 
ist. Auch in Euren bisherigen Papieren steht dazu so gut 
wie nichts. 

Oder möchte jemand mal wieder sagen: "Ich habe von alle- 
dem nichts gewußt"? 


Ihr könnt nicht über die soziale Verelendung oder über 
den deutschen Imperialismus oder über Antifaschismus dis- 
kutieren, ohne das Ausländergesetz und seine / { 2 
auf‘ Millionen Menschen hier und in anderen Ländern mit 
zu diskutieren! Das ist ein untrennbarer Bestandteil und 


Das 


Linke, die es sich leisten, dieses Problem nicht mit an 
zentraler Stelle zu sehen, machen sich zu Mittätern bei 
dem, was hier läuft. - x 


Warum bringen viele Linke in dieser Frage viel weniger 
Risiko-Bereitschaft und Kampf-Energie mit, als in anderen 
Bereichen? Warum beschränkt sich der Widerstand gegen 
das Ausländergesetz bisher weitgehend auf legale Formen 
der Auseinandersetzung? Liegt es daran, daß auch für Euch 
radikale Linke die Teilhabe am Reichtum dieses Staates 
und seine gleichzeitige Bedrohlichkeit zumindest in die- 
ser Frage dazu führen, daß Ihr den Kopf einzieht? _ 
Wollt Ihr wirklich Internationalisten sein? Ich bin ge- 
spannt, wo sich das in den Diskussionen auf diesem Kon- 
greß noch zeigen wird! 
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Ein Arsch kommt selten allein! 


Ein Bericht vom Prozeß gegen S. wegen der Demo am 25.11.89 


Am 7.6.90 fand vor dem Amtsgericht in Göttingen, unter Vor- 
sitz von Richter Schnidt und mit dem allseits berüchtigtem 
Staatsanwalt Heimgärtner ein Prozess statt. 

Ein Prozess, in dem wie in einem Lehrfilm des 3. Fernsehprom- 
mes klar gemacht wurde, was politische Justiz und von Männern 


bestimmte Prozessrealität ist. Aber bevor die Realsatire in 


Worten geschildert wird, die dem Anlass kaum angemessen sein 
kann, ein paar Worte zur Vorgeschichte und zum Gegenstand des 
Prozesses: 
Am 17.11.1989 wurde Conny von den Bullen ermordet. Am 25.11. 
gab es deshalb eine bundesweite Demo in Göttingen (die Hin- 
tergründe werden hier nicht mehr geschildert). Schon früh am 
Morgen vor dieser Demo kontrollierten die Bullen an allen 
Ausfallstraßen Göttingens Busse und Autos, um TeilnehmerInnen 
aus dem ganzen Bundesgebiet wenn möglich die Teilnahme zu 
erschweren oder unmöglich zu machen. In einem von den 700 
Autos und den 21 Bussen saß S. aus Fürth. Auch sein Auto 
wurde durchsucht. Wegen dem, was die Bullen dort bei ihm im 
Auto gefunden haben, sollte am 7.6. kurzer Prozess mit ihm 
gemacht werden. i 
Der unbeteiligte Prozessbeobachter denkt da natürlich an 
gefundene Waffen oder dergleichen - vielleicht eine auf 
irgendeiner Demo abhanden gekommene Pistole, ein im Steifel 
versenkbares Klappmesser oder gefälschte Personalausweise. 
Aber schon im Vorfeld wurde der Interessierte unfreiwilliger 
Zeuge der Verhältnismäßigkeit der Mittel/Maßnahmen/Strafver- 
folgungen, die in dieser "Demokratie" eingesetzt werden. 
Während alles versucht wurde, um die Verantwortlichen an 
Connys Tod von jeder Schuld reinzuwaschen (nie wird ein 
Angehöriger des zivilen Streifenschutzkommandos/ZSK als 
Angeklagter vor Gericht erscheinen), wurde. S. angelastet, 
bei der Fahrt nach Göttingen "eine Waffe oder einen gefähr- 
lichen Gegenstand, der zur Verletzung von Personen geeignet 
ist", mitgeführt zu haben. 
Ja, denkt sich der unbeteiligte Prozessbeobachter, ich wußte 
es ja: Pistolen, Messer oder gar Bomben oder son Zeugs... und 
wartet gespannt darauf, was es nun war. Aber als er dann in 
einem Flugblatt liest, was tatsächlich gefunden wurde - eine 
Kiste voll leerer Flaschen, ein Kannister Öl, ein Kannister 
Benzin, ein Trichter und Autodichtmassse - weiß er gar nicht 
mehr, was er denken soll. Das hat er auch oft im Auto. Da muß 
doch mehr sein, schießt es ihm durch den Kopf. Das will ich 
mir doch mal anhören... Ich gehe zum Prozess. 
Als er dann am 7.6. zum Amtsgericht geht, merkt er zuerst, 
daß. das Gerichtsgebäude abgeschlossen ist und mit ihm noch 
über 40 Menschen auf Einlaß warten. Da nun kurz vor 14.00 Uhr 
immer noch abgeschlossen ist und der Prozess um 14.00 Uhr 
beginnen soll, wird er langsam unruhig. Die Unruhe verstärkt 
sich noch, als er sieht, wie im Eingangsbereich Tische aufge- 
baut werden, eine Polizistin sich Gummihandschuhe überstreift 
und Gerichtsdiener nervös an ihren Gummiknüppeln nesteln. 
Dann wird die Tür aufgemacht und er will jetzt endlich rein. 
Aber da steht ein Gerichtsdiener drohend vor ihm und sagt: "2 
Männer und eine Frau." Dann verschließt er die Tür wieder. Er 
sieht wie die Männer durchsucht und wie in amerikanischen 
Detektivfilmen abgetastet werden und wie die eine Frau mit 
der Polozistin mit den Gummihandschuhen mitgehen muß. Also 
doch mehr als leere Flaschen, bei dem Aufwand, denkt er noch, 
bevor er selbst von fremden Händen abgetastet wird und den 
Inhalt seiner Taschen auf einen Tisch ausleeren muß. Die Zeit 
vergeht, während andere durchsucht werden. Plötzlich, ca 20 
Männer und 10 Frauen sind drin, wird die Tür abgeschlossen 
und der Rest bleibt vor der Tür stehen. Seltsam, denkt er 
noch, ich dachte immer, Prozesse wären Öffentlich, aber da 
brüllt schon der Gerichtsdiener: folgen Sie mir. 


Ab hier wollen wir den unbeteiligten Prozessbeobachter nun 
wieder sich selber überlassen, da der "gesund Menschenver- 
stand" das, was jetzt noch folgen soll, nicht mehr in Worte 
fassen kann. Das ist nur jemandem möglich, der weiß, wie 
Verfahren gegen alle, die von der Göttinger Justiz als Linke 
angesehen werden, laufen, und diese Karikaturen vor Göttinger 
Gerichten schon öfter mitverfolgt hat. 

Wegen der mittlerweile "Normalität" gewordenen Durchsuchungen 
fing der Prozess verspätet an. Als erste beklagte die Vertei- 
digerin die Verzögerung und erkündigte sich nach dem Zweck 
der Durchsuchungen. Darauf wurde nichts erwidert. Zweitens 
bat sie darum, dafür zu sorgen, daß alle, die zuhören woll- 
ten dies auch tun könnten, indem sie darauf hinwies, daß 
noch 10 Stühle im Gerichtsaal leerständen und ein größerer 
Saal im Landgericht zur Verfügung stünde. 

Eine leicht erfüllbare Bitte, da zudem noch Menschen warte- 
ten, die den weiten Weg von Nürnberg gekommen waren - eigent- 
lich aber nur, denn eine deutsche Bürokratie ist nicht an 
dem zu messen, was selbstverständlich ist, und eine Göttinger 
schon gar nicht. 3 
"Die freien Stühle sind für Zeugen.", 


sagte der Richter. 
Allerdings war nur ein Zeuge geladen. 


Deshalb durften die 


ICH GEHE NICHT INS LANDGERICHT, 
NEIN, INS LANDGERICHT, 
DAHIN GEHE ICH NICHT! 


anderen freien Stühle aus polizeibaulichen Gründen nich 
besetzt werden. Wenn Zeugen auf Stühlen sitzen, scheint die 
Baupolizei nicht zuständig zu sein.... Ins Landgericht wollte 
der Richter nicht, ließ sich aber nach einigen Verhandlungen 
dazu erweichen, mal nachzufragen, ob dort ein Saal frei sei. 
Nach einem Telefonat verkündete er dann:"Der größere Saal 
wäre frei. Aber ich mag meine Suppe nicht, äh, ich gehe 
grundsätzlich nicht ins Landgericht." Hier trat die unbe- 
stechliche und doch Heiterkeit erregende Logik des Richters 
zum ersten Mal in Erscheinung: Er geht nicht ins Landgericht, 
ruft wegen freier Räume dort an, gibt bekannt, daß es einen 
größeren Raum dort aibt, aber er geht nicht ins Landgericht. 
Warum er sich überhaupt erkundigt hat, war leider nicht in 
Erfahrung zu prıngen. 

Daraufhin tat die Verteidigerin das, was eigentlich allen 
Richtern vorzuwerfen ist, dem Richter in diesem Prozess aber 
besonders, sie stellte einen Antrag auf Befangenheit des 
Richters und begründete ihn folgender maßen: 


- Vorverurteilung des Angeklagten durch die vollkommen über- 
zogene Durchsuchung der ZuhörerInnen, wodurch auch gleich 
alle, die ihr verbrieftes Recht auf Prozessbeobachtung wahr- 
nehmen wollten, zu potentiellen Straftätern gemacht wurden. 

- Unverhältnismäßigkeit der Maßnahmen (der Durchsuchungen) 
im Hinblick auf die "Schwere" der zu verhandelnden Tat. 

- mangelnde Sicherstellung der Öffentlichkeit des Prozesses, 
weil noch viele Menschen draußen warteten. 

- Verstoß gegen das Diskrimminierungsverbot, weil immer nur 
Männner und Frauen im Verhältnis 2:1 eingelassen wurden. 
Gleichzeitig bot sie an, den Antrag zurückzunehmen, wenn auf 


' Erleichtertes Aufatmen 


einen größeren Saal ausgewichen würde, weil dann zwei Punkte 
des Antrages erledigt wären. 

Bevor der Richter sich mit den beiden SchöffInnen zur Bera- 
tung zurückzog, gab er einen weiteren Beweis seiner Objekti- 
vität. Er drohte dem Angeklagten, daß -wenn der Antrag ange- 
nommen würde oder nicht entschieden werden könne - ein neuer 
Termin anberaumt werden müsse (und das hieße eine weite 
Anfahrt von Nürnberg, viel Geld) und dazu noch, daß er "die 
Verteidigerin zum Nachdenken über diesen Sachverhalt veran- 
lassen wolle"... Hier stellte er nicht nur seine über alle 
Wasser schwebende Sublektivität unter Beweis, sondern auch 
seinen bodenständigen Chauvinismus: Eine Frau, die was sagt, 
hat nicht über das nachgedacht, was sie gesagt hat, sondern 
muß von Mann veranlaßt werden, über ihre Worte nachzuden- 
ken. 

Als die ZuhörerInnen wegen dieser gelebten Männerherrschaft 
im Gericht ihren Protest durch Gemurmel Ausdruck gaben. 
meinte der Richter seine durch Murmmeln angeschlagene Auto- 
rıtät wiederherstellen zu müssen und drohte mit Räumung des 
Saales. Ein weiteres Aufblitzen seiner unbestechlichen Logik 


folgte: Mit der Räumung wäre auch gleich das Problem der _ 


Wartenden gelöst, die können ja dann die freiwerdenden Plätze 
einnehmen. (Ja, wir geben es zu: Die Lösungsvorschlä- 
ge deutscher Richter für Platzprobleme in Gerichtsräumen 
sind unangreifbar; einfach solange räumen, bis auch der/die 
Letzte Platz hat.) 

Natürlich wurde der Antrag abgelehnt. 

Mit der - für den Richter durchaus logischen- Begründung, 
die Verteidigerin habe mit ihrem Antrag verfahrensfremde 
Zwecke verfolgt und hätte - ins Deutsche übersetzt - das 
Gericht nur zwingen wollen, für größere Räume zu sorgen. 

Nach der Ablehnung des Antrages bat die Verteidigerin die 
Wartenden doch wenigstens im und nicht außerhalb des Gerich- 
tes warten zu lassen. Und wieder lieferte der vorsitzende 
Richter Beweise seines unglaublichen Könnens: Diesen Antrag 
könne er, der Richter, nicht ablehnen, weil er nicht zustän- 
dig sei. Wieder war erstauntes Murmeln zu hören, was nicht 
verwunderte. Denn zu Anfang der Verhandlung hatte der Rich- 
ter erklärt, er habe die Durchsuchungen (und somit das Warten 
vor dem Gericht) angeordnet. Klassisches, altbekanntes Büro- 
kratenbewußtsein: Schnell was anordnen, dies Anordnung wegen 
Nichtzuständigkeit aber nicht aufheben können. Da sich die 
Verteidigerin diese Stilblüte von Untertanengeist nicht 


bieten lassen wollte, begann an dieser Stelle ein Ausflug in . 


den Paragraphendschungel. 

Der Richter ist nach $176 sonstwas Weisungsberechtigter für 
die Gerichtspolizei und kann somit anordnen, daß die Warten- 
den nich vor dem Eingang warten müßen. Der Richter konterte, 
seine Weisungsbefugnis hört an der Glastür vor dem Aufent- 
haltsraum vor dem Verhandlungsraum auf... 

Eine Auseinandersetzung im Paragraphenurwald, der das Publi- 
kum, in dem leider alle Tropenhelm und Buschmesser verges- 
sen hatten, nicht folgen konnten, die aber "normalerweise" 
durch Flexibilität gelöst werden kann. 

(Flexibilität, die in den Prozessen mit/gegen Skinheads 
ständig angewandt wird: Die können ihre Knüppel am Gerichts- 
eingang abgeben und später wieder abholen, anstatt wegen 
Mitführen einer gefährlichen Waffe gleich selbst vor Gericht 
gestellt zu werden.)Aber in Prozessen gegen vermeintliche 
Linke sind Richter immer flexibel wie Eisenbeton. 

So auch hier. Der Richter ließ nicht mit sich reden, 
stur alle Einwände zu Protokoll und wollte anfangen. 

Und eine richtige Verhandlung fängt damit an, daß der An- 
geklagte sich identifizieren muß, worauf sich folgende Komö- 
die (?), Tragödie (?) odert Drama (?) entspann. 

Richter: "Wie heißen Sie?" 

S: "Das steht doch in den Akten. 
heiße." 

(Zustimmung aus dem Publikum, das auch annimmt, 
Richter weiß, gegen wen er verhandelt.) 

Aber der Richter beharrt auf seiner Frage und der Angeklagte 
auf seiner Feststellung. Eine kurze, atemlose Stille tritt 


nahm 


Sie wissen doch wie ich 


daß der 


RICHTER:" IST IHR NAME S.?"- 
HAT DIE PLATTE EINEN KRATZER? 


ein, während der Richter immer röter anläuft und angestrengt 
nachdenkt. Dann... : 

Richter: "Ist Ihr Name S?" , 
im Publikum. Der Richter weiß ja 
doch, gegen wen er verhandelt. Geschickt, erst Unwissen vor- 
täuschen, um dann umso mehr mit Wissen glänzen zu können. 

.S: "Sonst würde ich hier nicht sitzen." 


Richter: "Ist ihr Vorname S?" 

Erschrecken im Publikum. Hat die Platte einen Kratzer? Läuf 
die Nadel nicht weiter? s 
Der Richter ähnelt immer mehr einer Tomate. 

Nach Momenten gespannter Erwartung folgt nun ein weiterer 
Höhepunkt dieser Verhandlung. Der Richter hob zu Sätzen an, 
die eigentlich gar nicht auf seiner Platte gespeichert sind 
und übt sich in freier Rede. 

Richter: "Sie wissen ja gar nicht, was das für Folgen haben 
kann, wenn Sie Ihren Namen nicht nennen." 

Das Publikum wird wieder unruhig. Aber der Richter kennt den 
Namen doch und der Angeklagte hat ihn bestätigt.Viele be- 
schleicht wieder das Gefühl, sich im Dschungel verlaufen zu 
haben. 

Zwischenspiel: Auch der Staatsanwalt meint nun, eine Probe 
seines Könnens geben zu müssen und bemerkt, er verhandele 
nicht und gehe nach Hause, wenn der Angeklagte seinen Namen 
nicht nennt. \ 
Die Unruhe im Publikum nimmt zu: Der Staatsanwalt klagt 
jemanden an, dessen Namen er nicht kennt und droht offen mit 
Dienstverweigerung. Was sind das bloß für Zustände an deut- 
schen Gerichten! 

Aber der Richter redet weiter und benennt ein paar Folgen. 
Richter: "Wenn Sie ihren Namen nicht nennen, breche ich die 
Verhandlung ab, setze sie neu an und lade Zeugen, die Sie 
identifizieren können." 

Das Publikum verliert das Vertrauen in die bestechende Logik 
des Richters: Aber er kennt den Namen des Angeklagten doch! 
Und im Saal sind noch mindestens 10 andere, die ihn identifi- 
zieren können, wenn der Richter ihn nicht kennt. 

Richter: "Sie wissen doch selbst nicht, warum Sie Ihren 
Namen nicht nennen. Es ist immer das gleiche Spiel, wenn der 
Saal so voll ist." 

Ob der Richter meint, daß er sich umso mehr aufspielt, je 
mehr Zuschauer da sind? 

Aber dann gehts doch weiter, denn der Angeklagte beantwortet 
die weiteren Fragen des Richters zur Person mit einem Kopf- 
nicken wahrscheinlich weil es ihm zu dumm geworden ist - so 
daß jetzt endlich der Staatsanwalt seinen lang ersehnten 
Auftritt hat und die Anklageschrift verlesen darf. 

"Der Angeklagte wird beschuldigt, zu einem Aufzug am 25.11.89 
in Göttingen, Waffen oder gefährliche Gegenstände, die zur 
Verletzung von Personen dienen können, in seinem Auto mitge- 
führt zu haben. Bei der Durchsuchung seines Autos wurden 20 
leere Flaschen, Öl, Benzin, ein Trichter und Knetmasse gefun- . 
den." oder so ähnlich. 

Unser unbeteiligter Prozessbeobachter traut seinen Ohren 
nicht. "Die spinnen", denkt er. Und: "Ich gehe jetzt, damit 
mein Auto nicht auch noch durchsucht wird. Schnell die Dicht- 
masse, Ersatzkanister und Öl verschwinden lassen und die 
leeren Flaschen in den Altglascontainer." Mit wirren -Gedan- 
ken wie: "Tränengas und andere Waffen beim Mord an Conny 
sind keine Waffen und ungefährlich.... Leere Flaschen müssen 
als Waffen bei der Polizei registriert werden.... Schlag- 
stöcke von Skinheads im Gerichtsgebäude sind so harmlos wie 
Papiertaschentücher...." verläßt er den Ort des Geschehens 
und ward nicht mehr gesehen. 

Bevor es nun weiterging, stellte die Verteidigerin erneut 
den Antrag, daß die vor dem Gericht wartenden Frauen endlich 
Einlaß bekämen, damit die Öffentlichkeit für alle gewahrt 
ist, die den Prozess beobachten wollen. Denn inzwischen war 
bekannt geworden, daß am Eingang des Gerichts nur noch männ- 
liche Beamte anwesend waren und so alle interessierten Frauen 
von der Beobachtung des Prozess ausgeschlossen wurden. 

Die Tomate lehnte den Antrag als grundlos ab. Aber der 
Staatsanwalt -hört hört!- beharrte darauf, der Sache auf den 
Grund zu qaehen, weil eine eingeschränkte Öffentlichkeit ein 
Revisionsgrung wäre. }as ja auch stimmt. 

Also gabs mal wieder eine Pause, bis eine weibliche Durch- 
suchungsbeamtin aufgetrieben werden konnte. Auf die Idee, 
die wartenden Frauen einfach so reinzulassen, kam der Richter 
natürlich nicht. Naheliegende Lösungen entsprachen wohl 
nicht seinem Format. 

Währenddessen versuchten die Frauen unten am Eingang, Einlaß 
zu bekommen, wurden aber von Gerichtsdienern gewalttätig 
daran gehindert. Bis sie dann schließlich doch hinein konn- 
ten, wofür wohl auch die schnell herbeigerufene Öffentlich- 
keit in Person eines FFN-Reporters sorgte. 


AUFMÜPFIGE VERTEIDIGERINNEN; 
DA BRICHT DIE HEILE WELT DES PATRIARCHATS 
FÜR GERICHTSMÄNNER ZUSAMMEN 


Als der Richter den Saal wieder betrat und bekanntgab, daß 
wieder eine weibliche Beamtin anwesend wäre, beanragte die 
Verteidigerin, die Reihenfolge des Einlassen von Männern und 
Frauen zu überprüfen. Die Tomate drehte und wendete sich und 
wollte nicht zugeben, daß am Eingang geschlechtsspezifisch 
vorgegangen und Frauen selektiv der Zugang verwehrt wurde. 
Diese mehr oder mindere offene Männerherrschaft zog sich im 
übrigen durch den ganzen Prozess, indem sich die beiden 
Männer klar gegen die Frau verbündeten und sie in jeder 
Minute spüren ließen, daß sie als Frau eigentlich in der 
Männerdomäne Justiz gar nichts zu suchen hätte. Die abfälli- 
gen Blicke des Staatsanwaltes gegen Ende des Prozessen spra- 
chen Bände von gekränkter Männlichkeit und verletzter "Würde' 
Aufmüpfige Verteidigerinnen, da bricht die heile Welt des 
Patriarchats für Gerichtsmänner zusammen. 

Letzendlich stellte der Richter fest, daß er nur die Einlaß- 
kontrollen angeordnet hatte, aber nicht das Einlaßverhältnis. 
Kurz blitzte seine Logik wieder auf, aber schnell machte er 
einen Rückzieher und bot eine Überprüfung an. Nach einer 
Pause stellte er dann das fest, was ihm alle im Publikum 
hätten sagen können: Zur Durchsuchung waren 2 Männer und 1 
Frau abgestellt und nach Auskunft der Überwachungspersonen 
ständen jetzt noch 2 Männer vor der Tür. Was auch klar war, 
da inzwischen ‚die wartenden Frauen entweder Einlaß gefunden 
hatten oder entnervt nach Hause gegangen waren. 

Während der Sonnenbrand im Gesicht des Richters immer stär- 
ker wurde - obwohl draußen regnerisches Wetter herrschte - , 
wurde diese Episode nach ein paar Zwischenrufen aus dem 
Publikum zu Ende gebracht, woraufhin der Staatsanwalt nochmal 
durch rhetorisches Können glänzte und bemerkte: "Es solle 
keine Diskussion mit dem Publikum geben." Und: "Ins Protokoll 
kommt, was der Richter beschließt." Der Richter verstand den 
dezenten Hinweis, drohte erneut mit der Räumung des Saales 
und fuhr mit der Verhandlung fort. 

Das ging aber nicht, da sich die Verteidigerin ihr Recht auf 
eine persönliche Erklärung genommen hatte, worin sie betonte: 
Das Klima im Gericht ist sehr sonderbar. Sowas hat sie noch 
nie erlebt. Sie appelliert an den Richter, die Verhandlung 
nicht so fortzusetzen und dafür zu sorgen, daß die persön- 
lichen Angriffe auf sie durch ihn und den Staatsanwalt auf- 
hören würden. Eigentlich eine Selbstverständlichkeit - und 
trotz der passierten Vorfälle noch sehr höflich formuliert. 
Aber der Mann Staatsanwalt fühlte sich deswegen wieder in 
seinen Grundfesten erschüttert und ließ noch üblere persön- 
liche Angriffe vom Stapel. Er behauptete, alle Unruhe ginge 
von ihr aus. Beim "Hickhack" untereinander wäre er nur für 
das "Hack" verantwortlich, nicht für das "Hick". Abgesehen 
von diesem Highlight rhetorischen Quatsches vergaß Mann da 
einfach wieder alles - seine gekränkte Würde, seine Sprache 


gegenüber Frauen und die banale Tatsache, daß es nicht die 
Verteidigerin war, die die Durchsuchungen angeordnet hatte 
und schon gar nicht im Verhältnis 2:1! 

Nach dieser Zurschaustellung üblicher Männerherrschaft ging 
das Verfahren erstmal seinen "normalen" Gang. 


Der Angeklagte machte durch seine Verteidigerin eine Erklä- 


rung zur Sache. (Achtung Paragraphendschungel!) Die Verteidi- 
gerin verwies darauf, daß in der Anklageschrift weder Ort 
noch Zeit der "vermeintlichen Tat" konkret genannt wurde und 


daß aus ihr nicht klar hervorgehe, wessen der Beschuldigte. 


denn nun angeklagt wurde. Des Mitführen einer Waffe oder 
eines gefährlichen Gegenstandes? Sie beantragte einen "rich- 
terlichen Hinweis" darüber, welcher Tat der Beschuldigte 
BRBRUGE war, damit sie ihre Verteidigung darauf abstellen 
önne. 

Ein übliches juristisches Vorgehen - ganz offensichtlich 
aber nicht für eine Frau, die damit männliche Prozessstrate- 
gien durchkreuzt. 

Sogleich meldete sich der Staatsanwalt zu Wort und ergriff 
es, ohne es bekommen zu haben. Er warf der Verteidigerin 
Dummheit vor und bot oberlehrerhaft an, ihre Wissenslücken 
zu beheben. "Sie sollten mal $ blabla, Kommentar blabla 
lesen. Das scheinen Sie nicht zu kennen. Aber ich kann Ihnen 
gerne meine Unterlagen leihen." Der sonnenbrand-geschädigte 
Richter schloß sich dem Oberlehrerverhalten an: und sagte, 


Leserbriefe 


In der letzten Ausgabe der "Einblicke" wird die Diskus- 
sion um die Veranstaltung mit Adolf Burger, einem frühe- 
ren KZ-Häftling mit einem Artikel eingeleitet, der nach 
meiner Meinung so nicht stehen bleiben kann. 

Zum eineh wird Adolf Burger zitiert, er habe auf‘ die Fra- 
ge nach Neonazis in der "Tschechei" geantwortet, diese 
seien schnell "liquidiert" worden. Diese Antwort wird 
als Beispiel für die Übernahme von Herrschaftsstrukturen 
der Täter durch die Opfer gewertet. : 

Zum zweiten sehe ich in dieser Veranstaltung wie über- 
haupt in der Auseinandersetzung mit dem Nazi-Faschismus 
 Erkenn chkeiten für die Linken in der BRD, die 
in den "einleitenden Worten" der "Einblicke" mit keiner 
‚Silbe erwähnt werden. ? 

Am ersten Punkt: Helios Wissse: nipd in ae Tec 
'slowakei keine Neonazis hingerichtet worden. Adolf‘ Burger 
meinte aber etwas anderes, als er sagte, die Neonazi- 
Gruppen seien schnell liquidiert worden. Aus Gesprächen 
mit Adolf Burger weiß ich, daß er diesen Begriff für 
"auflösen" gebraucht, so wie konkurs gegangene Betriebe 
 "liquidiert" werden. Für meinen Geschmack kommt dann die 
Kommentierung in den "einleitenden Worten" etwas zu 
schlau daher, anstatt verstehen zu wollen, was gemeint 
sein könnte. 

Welche Wunden der Nazi-Faschismus den Opfern geschlagen 
hat, welche Verhaltensweisen er produziert hat und welche 
 Traumata sind für viele Menschen existentielle Fragen 
. geworden. Die Probleme der Nachkriegsgeneration in Osteu- 
ropa zeigen das auf. Die autoritären und hierarchischen 
 Mechtstrukturen in Osteuropa mit "Übernahme von Herr- 


die für eine Politik der er ‚durch die 


1 zweite Pinkt: Die in den "einleitenden Worten” a 
tellte Forderung, über den "Tellerrand des Erlebten und 
‚gerade Gehörten" hinauszusehen, ist so allgemein wie 
richtig. Die Be dieser Veranstaltung war das zu- 
nächst nicht. Der Schwerpunkt sollte sein, daß Adolf Bur- . 
ger von seinen Erfahrungen zwischen 1938 und 1945 er- 
zählt. Und natürlich sind diese Schilderungen erstmal 
' erschlagend, wie die Situation im KZ es eben im wahrsten 
‚Sinn des Wortes war. 
‘ Wenn wir, von Adolf Burgers Schilderungen ausgehend, über 
' den Tellerrand hinausgucken wollen, dann allerdings in 
eine andere Richtung, als sie vorgeschlagen wird. Die 
Unmöglichkeit oder Fast-Unmöglichkeit, in einem Vernich- 
tungslager wie Auschwitz überhaupt wirksam Widerstand 
' entwickeln zu können, hätte da zum Beispiel zur Sprache 
kommen können; daß die Rote Armee die entscheidende Macht 
gegen den Nazi-Faschismus war und damit die Hoffnung vie- 
ler Menschen in den Konzentrationslagern (eine Tatsache, 
die viele Linken in ihrem Stalinismus-Gebrabbel geflis- 
_ sentlich übersehen); wir hätten darüber reden können - 
und können es ja immer noch, was in einem Menschen wie 


PB “und Würden kommen; und was 
seine Äußerung zu bedeuten hat, angesichts dieser Ent- 
 wicklungen habe er sich in der Tschechoslowakei immer 
sicher gefühlt. Und schließlich sollten wir uns selber 
. fragen, warum Veranstaltungen, Diskussionen, Kontakte 
mit Menschen wie Adolf‘ Burger so selten sind, welche Ge- 
'schichts- und Begriffslosigkeit uns da selber anhaf'tet. 

Nicht, daß wir nicht die Strukturen der KPs und der 
Staatsapparate zum Gegenstand unserer Betrachtungen ma- 

_ chen sollten. 

_ Aber ich bin der festen Überzeugung, daß die oben ange- 
sprochenen Fragestellungen vorher geklärt werden müssen. : 

Zum einen, weil sie näher an uns selber dran sind, zum 

anderen, weil die Entwicklungen in Osteuropa immer” auch 

eine Reaktion auf Nazi-Faschismus und Kalten Krieg waren. 


H.L. 


daß seines Wissens der Staatsanwalt recht hätte und es eines 
"richterlichen Hinweises" nicht bedürfe, da die Anklage- 
schrift zur Verhandlung zugelassen wurde. 

Das glänzende Beispiel richterlicher Logik - was zugelassen 
wird, ist richtig - warf einerseits ein bezeichnendes Licht 
auf das Innere deutscher Beamtenköpfe (Staatliche Stellen 
machen keine Fehler und wenn wir damals einen Deserteur zum 
Tode verurteilt haben, haben wir das nach Recht und Ordnung . 
getan.), führte andererseits aber zu einem erneuten Befan- 
genheitsantrag der Verteidigerin. 

Dieses Vorgehen der Anwältin wurde von einem Menschen aus 
dem Publikum mit den Worten "wird aufs herzlichste begrüßt" 
begrüßt. Darauf driftete die Farbe des Richterkopfes langsam 
ins Knallrote ab. Richter und Staatsanwalt drohten zu explo- 
dieren und verloren ihre Fassade. Der Richter fragte stam- 
melnd: "Meldet sich der Rufer freiwillig?" (Haha!) und suchte 
nach Denunzianten. Der Staatsanwalt drohte nur einsilbig mit 
der Räumung des Saales. 

Aber es war bald Feierabend, da sich das Gericht weigerte, 
den Prozess an diesem Tag zu Ende zu führen. Nach dem Stellen 


‚des Befangenheitantrages sollte Schluß sein. Deshalb beruhig- 


te sich die Atmosphäre wieder, während die Anwältin den 
Antrag formulierte. Sie begründete ihn damit, daß ein "rich- 
terlicher Hinweis" verweigert und so eine korrekte Verteidi- 
gung unmöglich gemacht wird. Deshalb glaubt der Angeklagte 


Liebe Genossen! 

Ich verstehe "die Einblicke" als Perle Diskussions- 
forum für Antifaschistinnen und möchte mich mit diesem 
Brief an der Diskussion beteiligen. Auch mein Beitrag 
soll dazu dienen "den herrschenden Müll in unseren Kö- 
pfen mal infrage zu stellen" (saudumme Formulierung übri- 
gens) oder besser gesagt werde ich zwei Absätze exempla- 
risch untersuchen, um daran die Schwächen, die sich durch 
diese Diskussion ziehen, aufzuzeigen. 


1. Ihr behauptet, die SED habe einen Staat aufgebaut, 
der "Polenhass, Antisemitismus und diese große Anzahl 
von Naziskins hervorbrachte." Das habt Ihr geschrieben! 
Ich kann es noch gar nicht glauben, obwohl es da steht 
und ich es nun mehrmals habe. So ein unglaublich: 
dummer und falscher .Satz (vielleicht ist "herrschender 
Müll" doch nicht so schlecht) hat in einer linken Diskus- 
sion doch höchstens als ein den Gegner denunzierendes 
Zitat (aus der FAZ z.B.) etwas verloren! 

Was ist älter: Polenhass, Antisemitismus und Nazis oder 
die SED? Wie hätte es darum gestanden und wie stände es 
darum, wenn es nie eine DDR gegeben hätte? Und wie stand 
und steht es darum in der BRD? 

Unter den widrigsten inneren und äußeren Umständen und 
aufgrund eigener Fehler ist es der SED nicht gelungen 
Polenhass, Antisemitismus und Faschismus zu beseitigen, 
zu überwinden; sie hat es versucht und ist gescheitert. 
Zu den Polenhassern und Antisemiten und Naziskins nur 
‘soviel: sie wären höchstwahrscheinlich auch in der BRD 
geworden, was sie sind, sie hätten hier nur bessere Mög- 
Liehkeiten gehabt. in Ihrem Sinne zu agieren. i 


. Ihr schreibt, de Sn in den Tealsozialistischen > 


mir immse noch nicht. ein, wie mensch zus diesem Unter 


schied lernen soll, "die Kämpfe der Menschen im Ostblock" 
(könnte von Kohl sein) "richtig ein(zu)ordnen und sie 
auch als Klassenauseinandersetzungen (zu). begreifen". 
So funktionieren die verbalen Tricks, die wir aus dem 
GT kennen: aus Naziprovokationen und antifaschistischer 
Gegenrwehr werden Konflikte rivalisierender Jugendbanden, 
eine Ungenauigkeit, die zwar nicht völlig falsch ist, 


aber einen falschen Eindruck erzeugen soll. Von Antifa- 


schisten, die das GT re erwarte ich, daß sie 


nicht mehr an die Unparteilichkeit des Richters und lehnt 
ihn als befangen ab. Da Feierabend war, konnte nicht mehr 
über den Antrag entschieden werden und die Verhandlung wurde 
vertagt. Der Richter fragte die SchöffInnen, wann sie Zeit 
hätten und setzte einen Termin fest, an dem die Verteidigerin 
keine Zeit hatte. Zum letzten Mal an diesem Tag spielte der 


vorsitzende Richter seine geballte Männermacht aus und rächte 


sich für den Einbruch der Verteidigerin in seine Männerdomäne 
"Justiz". Er ließ nicht die Bohne mit sich über den Termin 
reden und wiederholte immer nur stereotyt den neuen Termin. 
Die Genugtuung über seinen letzten Coup stand ihm buchstäb- 
licn ins Gesicht geschrieben. Und so endete dieser Prozess- 
tag, der mit Durchsuchungen begonnen und mit selbstherrlichem 
Machogehabe aufgehört hatte. 

Richter und Staatsanwalt haben es geschafft, die Prozess- 
und persönlichen Kosten für den Angeklagten, der noch mal 
aus Fürth anreisen muß, in die Höhe zu treiben. Sie haben 


erfrischend offen dargestellt, daß Justiz Männersache ist. 


Alles in allem ein Paradebeispiel für politische Justiz 
gegen Linke, die so oft wie möglich auch wegen des größten 


Quatsches verurteilt werden sollen (leere Flaschen) und für 


die Alltäglichkeit von Männerjustiz, die nicht nur bei weib- 
lichen Angeklagten zum Tragen kommt, sondern auch vor Anwäl- 
tinnen nicht halt macht. 


besser argumentieren und alien darstellen 
geraten als zur rituellen Schimpfung. 
m Ostblock" Finden ganz x 


patorische Kämpfe der I 
ist da ein interessantes Beisiet. 
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Presseerklärung der Angehörigen der 
politischen Gefangenen in der BRD und 
West-Berlin vom 17.6.19% 


Keine Auslieferung von Susanne Albrecht, Inge Viett, Monika Helbing, Werner Lotze, Ekkehard 


von Seckendorff, Sigrid Sternebeck, Silke Maier-Witt und Henning Beer! 


Indiesen Tagen haben die Sicher- 
heitsbehörden der DDR in Zusam- ungunddasLeben der Gefangenen, 
Staatsschutz acht Frauen und Männer 
festgenommen, derenNamen und 
Gesichter vielekennen. Manche ken- 
nen sie aus der Studenten-, Vietnam- 
und Häuserbewegung, ausdenAn- ' 
fängen um die Durchsetzung und Ver- 
ankerung von Guerillaorganisationen 
auchinden Metropolen, aus den Anti- 
Folter-Komitees. Vielekennen sie 
aberauch als Objekte der Menschen- 
jagden von Bundesanwaltschaft und 
Bundeskriminalamt. 


Holger Meins (9. November 1974), 
rinaHammerschmidt (1975), Ulrike 


lin, Jan-Carl Raspe, Andreas Baader 
(18.10.1977), Ingrid Schubert (16. 
November 1977), Sigurd Debus (16. 
April 1981). 


Festnahmen jeweils sofort ein Über- 


. Uns, den Angehörigen derpolitischen ' 
Gefangenen, sind alle Verhafteten 

nahe, denn sie allewaren Teildes 
Kampfes, der unser allerKampf st: 
der Kampf um die Zusammenlegung 
der politischen Gefangenen in große 
Gruppen, derKampf gegen dienun 
seit 19 Jahren praktizierte lsolations- | Warumlegen die westdeutschen Si- 
und Vernichtungshaft, derKampfge- | cherheitsorgane solche Eilean den 
gen das herrschende System von Tag? 
Ausbeutung, Unterdrückung und Ent- 
menschlichung. 


DDR — Justizbehörden gerichtet. 
Und aus Erfahrung wissen wir, daß 
der BRD-Staat alles daran setzen 
Völkerrechts (Verbot der Ausliefe- 


lieferung zu erzwingen. 


derBRDgibtesdas in 19 Jahren per- 


Es war derKampf auch umdie Befrei- 


fängnissen ums Leben gebracht hat: 
Siegfried Hausner (Mai 1975), Katha- 
Meinhof (9. Mai 1976), Gudrun Enss- 


Die Bundesanwaltschaft hatnach den 


stellungsersuchen an die zuständigen 


menarbeit mit dem westdeutschen die derwestdeutsche Staatin den Ge- 
I 
| 
| 
| wird, auch unter Bruch des geltenden 


rung eigener Staatsbürger), ihre Aus- 


der RAF organisiert waren und also 


Dasistdochklar: NuraufdemBoden | tätenderRAF beteiligt waren. Alle ge- 


nur eines: die Konstruktionen, Mani- 
pulationen von Zeugen und Beweis- 
mitteln durch BRD- Staatsschutzap- 
parate wie sie aus den politischen 
Prozessen hier jedem oder jeder kriti- 
scheren Beobachterln bekannt sind. 
Die Gefangenen aus der RAFhabeniin 
ihrer Erklärung zu Boock vom August 
1988 (in: Konkret 10/88, Boock’ sLü- 
gen) dazu gesagt: 

... Inden Monaten ging die Aufarbei- 
tung der vorangegangenen Kampf- 
phase (1977, Anm. der Verf.) auch 
dahin, daßnach und nach 8 aus der 
Gruppe weggehenwollten. ... Fürdie, 
dieweggingen, suchten wireinen Zu- 
sammenhang, der mehr ist, alssiche- 
res Versteck, der vielmehr Leben und 
Perspektive wird. Die Lösung wurde 
eine gute Sache... 


sonell wie bautechnisch ausgeklü- 
gelte und perfektionierte Isolations- _ 
system. Und die Verantwortlichen 
wissen auch genau, inwelch schwie- 
riger persönlicher Lage die Festge u 
nommenen sind, dienach zum Teil 
zehn Jahren Leben imnormalen All- 
tag der DDR, verheiratet und mit Kin- 
dern, jäh vor die Aussicht gestellt sind 
hierjahre- oder lebenslanger Folter 
durch Isolation ausgesetzt zu sein. 
Nurinder BRD gibt es die Vorausset- 
zung mit allen Mitteln zu versuchen, 
die Identität der Festgenommenen zu 
brechen und sie fürihre Zwecke um- 
zudrehen. Und nurhhier gibt es die 
Staatsschutzsenate an den Oberlan- 
desgerichten, denen sie die ge- 
wünschten Urteile zutrauen. 
Dabeiiist klar, daß die jetzt Festge- 
nommenen seitdem sie inder DDR 
sind und sich dort eine Existenz auf- 
gebaut haben (1980); nicht mehrin 


Keine Auslieferung von Susanne Al- 
brecht, Inge Viett, Monika Helbing, 
WernerLotze, Ekkehard von Secken- 
dorff, Sigrid Sternebeck, Silke Maier- 
Wittund Henning Beer! 


auch an keinen Aktionen oder Aktivi- 


genteiligen Behauptungen belegen 


